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DSW - Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbestz 
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DVO - Durchführungsverordnung 

DVP - deutsche Volkspartei 

d.Z. - der Zusammenstellung 

DZW - Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung 

E. - Entwurf 

EEG z.AktG - Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 

EG z.AktG - Einführungsgesetz zum Aktiengesetz 

f - folgende Seite 

FAZ - Frankfurter  Allgemeine Zeitung 

ff  - fortfolgende  Seiten 

FDP - Freie Demokratische Partei 

Fn - Fußnote 

FS - Festschrift 

G - Gesetz 

GB - Gesamtdeutscher Block 

GDV - Gesamtverband der Versicherungswirtschaft 

gez. - gezeichnet 

GHEK - Geßler / Hefermehl / Eckardt / Kropff  - Kommentar zum Aktiengesetz 

Gk - Grundkapital 

g.R. - gesetzliche Rücklagen 

Großkomm AktG - Großkommentar zum Aktiengesetz 

Handelsblatt - Handelsblatt 

HGB - Handelsgesetzbuch 

Hrsg. - Herausgeber 

JR - Juristische Rundschau 

JW - Juristische Wochenschrift 

JZ - Juristische Zeitung 

i.A. - im Auftrag 

IdW - Institut der Wirtschaftsprüfer 

i.d.F.v. - in der Fassung von 

IG - Interessengemeinschaft 

KGaA - Kommanditgesellschaft auf Aktien 

KK - Kölner Kommentar 

LG - Landgericht 

2* 
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Mitbestimmung - Die Mitbestimmung 

MDir - Ministerialdirektor 

MDirig - Ministerialdirigent 

MRat - Ministerialrat 

m.w.N. - mit weiteren Nachweisen 

NJW - Neue Juristische Wochenschrift 

Nr. - Nummer 

o.a. - oder andere 

OLG - Oberlandesgericht 

ORR - Oberregierungsrat 

Prof.  - Professor 

RA - Rechtsausschuß 

RdA - Recht der Arbeit 

RefE - Referentenentwurf 

RegE - Regierungsentwurf 

RGBl. - Reichsgesetzblatt 

RGZ - Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 

RJM - Reichsjustizministerium 

ROHG - Reichsoberhandelsgericht 

RR - Regierungsrat 

Rs - Rückseite 

Rz - Randzahl 

S. - Satz (in Zusammenhang mit Gesetzesvorschriften) 

S. - Seite 

sc. - scilicet (Ergänzung in Zitaten) 

SdK - Schutzgemeinschaft der Kleinaktionäre 

SJZ - Süddeutsche Juristenzeitung 

s.o. - siehe oben 

Sparkasse - Die Sparkasse 

SPD - Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Spiegel - Der Spiegel 

s.R. - sonstige Rücklagen 

Stellv. - stellvertretend 

Sts - Staatssekretär 
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Stud.komm. - Studienkommission des DJT 

s.u. - siehe unten 

u. - und 

UA - Unterausschuß 

u.a. - unter anderem 

VfZ - Vierteljahrshefte  für Zeitgeschichte 

v. - vom 

vgl. - vergleiche 

Volkswirt - Der Volkswirt 

Vs - Vorderseite 

VSWG - Vierteljahrschrift  für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 

WA - Wirtschaftsausschuß 

Wertpapier - Das Wertpapier 

WiGBl. - Wirtschaftsgesetzblatt,  Gesetzblatt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 

Wirtschaftsprüfer  - Der Wirtschaftsprüfer 

Wp - Wahlperiode 

WPg - Die Wirtschaftsprüfung 

WSI - Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des Deutschen Gewerkschafts-
bundes 

WWI - Wirtschaftswissenschaftliche  Mitteilungen des Wirtschaftswissenschaftlichen  In-
stituts der Gewerkschaften 

z.B. - zum Beispiel 

Zeit - Die Zeit 

ZfB - Zeitschrift  für Betriebswirtschaft 

ZfbB - Zeitschrift  für betriebswirtschaftliche  Forschung 

ZfgSt - Zeitschrift  für die gesamte Staatswissenschaft 

ZfhwF - Zeitschrift  für handelswissenschaftliche Forschung 

ZfK - Zeitschrift  für das gesamte Kreditwesen 

ZGR - Zeitschrift  für Unternehmens und Gesellschaftsrecht 

ZHR - Zeitschrift  für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht 

zit. - zitiert 

ZRG-Germ - Zeitschrift  für Rechtsgeschichte Germanistische Abteilung 





Α. Einleitung 

Im Jahr 1998 wurde das 1965 verabschiedete Aktiengesetz durch zwei No-
vellen in wesentlichen Punkten neu geregelt. Das Gesetz  über  die  Zulassung  von 
Stückaktien 1 führte die nennwertlose Aktie im deutschen Aktienrecht ein. Das 
Gesetz  zur  Kontrolle  und Transparenz  im Unternehmensbereich 2 verschärfte  die 
Überwachung des Vorstandes durch den Aufsichtsrat,  machte die Geschäftspoli-
tik der Organe transparenter und ergänzte die Vorschriften  über das Depotstimm-
recht, um die Kontrolle durch die Hauptversammlung zu stärken und Interes-
senkollisionen zwischen beauftragtem Kreditinstitut und Aktionär zu vermeiden. 
Außerdem bestimmte es unter anderem die Abschaffung  aller Mehrstimmrechts-
aktien zum 1.6. 2003, wenn nicht die jeweilige Hauptversammlung zuvor mit 
Mehrheit von drei Vierteln des vertretenen Grundkapitals ihre Fortgeltung be-
schlossen hat. Bereits 1994 war der Mindestnennbetrag der Aktie auf D M 53 

und 1998 im Zuge der europäischen Währungsunion weiter auf einen Euro4 her-
abgesenkt worden. Viele dieser Neuerungen betrafen Fragen, die bei der Ak-
tienrechtsreform  zum noch heute geltenden Aktiengesetz  von 1965 bereits eine 
Rolle gespielt hatten. Schon zu dieser Zeit war darüber diskutiert worden, ob 
zur „Popularisierung der Aktie" der Mindestnennbetrag der Aktie gesenkt, die 
Mehrstimmrechtsaktien abgeschafft  und die nennwertlose Aktie eingeführt  wer-
den sollten. Und auch während dieser Reform war man bemüht gewesen, das Zu-
sammenwirken der Gesellschaftsorgane durch eine Neuordnung der Aufgaben-
bereiche zu verbessern, bei der Ausgestaltung des Depotstimmrechts die Wahr-
nehmung der Aktionärsinteressen sicherzustellen und die Publizität zu erhöhen. 
Nicht alle Anregungen wurden 1965 umgesetzt. Dies gilt .z.B. für die Einfüh-
rung der nennwertlosen Aktie oder die Abschaffung  der Mehrstimmrechtsaktien. 
Die 1998 vorgenommenen Änderungen stellen somit gleichsam den Abschluß 
oder die Fortführung  einiger der während der Arbeiten zum Aktiengesetz 1965 
begonnenen Reformbemühungen dar. 

Das Aktiengesetz von 1965 löste das nach dem zweiten Weltkrieg fortgel-
tende Aktiengesetz von 1937 ab und stellte den Abschluß einer langjährigen Re-
formdiskussion dar, die, bedingt durch die politische und wirtschaftliche Neu-
ordnung, bereits kurz nach Kriegsende einsetzte. Damals stellte sich die Fra-

1 BGBl. 1998 I S. 590-595. 
2 BGBl. 1998 IS. 786-794. 
3 Durch das Gesetz  über  den  Wertpapierhandel  und  zur  Änderung  börsenrechtlicher  und  wertpa-

pierrechtlicher  Vorschriften  (Zweites  Finanzmarktförderungsgesetz)\  BGBl. 1994 I S. 1749 (1777). 
4 Durch das Gesetz  über  die  Einführung  des  Euro\  BGBl. 1998 I S. 1242 (1244). 
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ge, wieweit das Aktiengesetz als nationalsozialistisches oder zumindest während 
des Nationalsozialismus ergangenes Gesetz auf Dauer aufrecht erhalten werden 
konnte. Die Reform umfaßte die Schwerpunkte: Grundlagen der Aktiengesell-
schaft (z.B. Grundkapital, Nennbetrag der Aktie, Mehrstimmrechtsaktien, nenn-
wertlose Aktie), innere Verfassung (z.B. Board-System, Feststellung des Jahres-
abschlusses, Weisungsrecht der Hauptversammlung, Berichtspflicht des Vorstan-
des, Besetzung des Aufsichtsrats,  Depotstimmrecht, Minderheitenrechte), Publi-
zität (z.B. Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Mitwirkung der Abschlußprü-
fer) und Konzernrecht (z.B. Vertragskonzern, faktischer Konzern). Anders als bei 
anderen Reformprojekten  wie etwa für das GmbH- und das Genossenschaftsrecht 
wurde keine Sachverständigenkommission mit der Ausarbeitung eines Gesetz-
entwurfs betraut, sondern die Vorbereitung der Aktiengesetzentwürfe lag allein 
in der Zuständigkeit des Bundesjustizministeriums und hier in den Händen des 
Referates „Recht der Kapitalgesellschaften" in der Wirtschaftsabteilung mit sei-
nem Referenten  Ernst  Geßler.  Geßler war es auch, der von Anfang an um eine 
umfassende Neuregelung des gesamten Aktienrechts bemüht war und jede For-
derung nach einer Teilreform zurückwies. Die Arbeiten führten über die Vorlage 
eines Referentenentwurfs  1958 zu einem Regierungsentwurf  1960, der in der 
dritten Legislaturperiode zwar noch in den Bundestag eingebracht, aber nicht 
mehr in den Ausschüssen beraten worden war. Erst nach Neueinbringung des 
Regierungsentwurfs  in der vierten Legislaturperiode im Herbst 1961 nahm der 
Bundestag die umfangreichen und lang andauernden Beratungen in dem Rechts-
ausschuß unter Bildung eines Unterausschusses „Aktienrecht", dem Wirtschafts-
ausschuß und dem Ausschuß für Arbeit auf. Die Ausschußberatungen sind eng 
verbunden mit dem Namen des Abgeordneten Hans Wilhelmi,  Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz von April 1960 bis November 1961, der als Vorsit-
zender des Unterausschusses „Aktienrecht" und als Vorsitzender des Rechtsaus-
schusses ab Dezember 1964 maßgeblich für den Fortgang der Beratungen ver-
antwortlich war. 1965 konnten die Arbeiten schließlich mit der Verabschiedung 
des Aktiengesetzes beendet werden. 

In der Begründung zum Regierungsentwurf  1960 wurde die Notwendigkeit 
von gesetzlichen Maßnahmen folgendermaßen beurteilt: „Während der zwanzig-
jährigen Geltung des Aktiengesetzes (sc.  von 1937) haben sich keine so ern-
sten Mißstände gezeigt, daß zu ihrer Bekämpfung ein Eingreifen des Gesetzge-
bers zwingend erforderlich  wäre."5 Entsprechend dieser Einschätzung ordnete 
das Aktiengesetz von 1965 keineswegs das Aktienrecht vollständig neu, sondern 
behielt - trotz vieler Änderungen im Detail - in vielen Bereichen die Struktur und 
die Grundentscheidungen des Aktiengesetzes von 1937 bei. Dies galt insbeson-
dere für den von Anfang an im Mittelpunkt der Reformdiskussion stehenden und 
sehr umstrittenen Bereich der inneren Verfassung der Aktiengesellschaft. Stärker 

5 BT-Drucks. III/1915 S. 92 bzw. BT-Drucks. IV/171 S. 92. 
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umgestaltet bzw. neu geregelt wurden die Ausübung des Depotstimmrechtes, die 
Publizitätsvorschriften  und das Konzernrecht. Die Bedeutung des Aktiengeset-
zes von 1965 als Organisationsgesetz für die am Kapitalmarkt auftretenden Ge-
sellschaften mit zumeist größerer Wirtschaftskraft  sowie die intensive Reform-
diskussion der Nachkriegszeit und der frühen Bundesrepublik rechtfertigen  eine 
breit angelegte Darstellung der Aktienrechtsreform,  um die während der Reform-
zeit auf die Umgestaltung des Aktienrechts wirkenden Kräfte zu erfassen. Dies 
gilt umso mehr, als sich die Aktienrechtsreform  in einem Spannungsfeld von 
sozialen (Sozialisierung, Eigentumsstreuung und Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer auf Unternehmensebene) und wirtschaftlichen (Kapitalbeschaffung,  inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit)  Interessen bewegte, wobei sich Ausgangspunkt 
und Kräfteverhältnis  im Laufe der Reform von den seitens der Aktionärsvereini-
gungen erhobenen Forderungen nach mehr Einflußnahme der Aktionäre zugun-
sten der von den Spitzenverbänden der Wirtschaft  vertretenen Unternehmensin-
teressen verschoben. 

Der Arbeit vorangestellt ist ein kurzer geschichtlicher Abriß über die Entste-
hung des Aktienrechts in Deutschland, der einen Überblick über den historischen 
Kontext der Reformarbeiten  geben soll. Der erste Hauptteil der Arbeit befaßt sich 
dann mit der aktienrechtlichen Diskussion und der Entstehung des Aktiengeset-
zes in ihrem Verlauf.  Herausgearbeitet werden die gesellschafts- und wirtschafts-
politischen Grundlagen der Reformüberlegungen sowie die wichtigsten Themen-
bereiche der Reformvorschläge.  Wegen ihrer Bedeutung galt es, die Beiträge der 
Interessenverbände und Gewerkschaften, der Wissenschaft, der Ministerialbüro-
kratie sowie der politischen Parteien - insbesondere in den parlamentarischen 
Verhandlungen - darzustellen. Hierbei konnte aufgrund der Länge der Reform-
arbeiten, der zeitlichen Abfolge und des Ineinandergreifens  von Verbandsveröf-
fentlichungen, der Beteiligung des Bundesjustizministeriums an Verbandstätig-
keiten und aufgrund der sich im Laufe der Reform verändernden Einflußnahme 
auf die Arbeiten auf eine gewisse Ausführlichkeit  nicht verzichtet werden. In 
diesem Zusammenhang konnte auf die 1997 veröffentlichte  Arbeit von Heinz-
Uwe  Dettling  unter dem Titel Die Entstehungsgeschichte  des Konzernrechts  im 
Aktiengesetz  von 1965 nur im beschränkten Umfang zurückgegriffen  werden, da 
im Mittelpunkt dieser Monographie eine eingehende Auseinandersetzung mit der 
wirtschaftlichen Konzentration und der Konzeption des Konzernrechts im Akti-
engesetz von 1965 steht, sie die allgemeine Entstehungsgeschichte des Aktienge-
setzes von 1965 und die klassischen Gebiete des Aktienrechts jedoch nicht oder 
allenfalls nur im Überblick behandelt. Gleichwohl war angesichts der Material-
fülle bereits im ersten Teil eine Beschränkung notwendig. Ausgangspunkt der 
Darstellung waren die Akten des Bundesjustizministeriums, ergänzt durch die 
Akten anderer Ministerien und des Bundeskanzleramtes. Berücksichtigt wurden 
auch die meisten Beiträge zur Aktienrechtsreform  sowie die Stellungnahmen der 


